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An den  Bundesparteivorsitzenden  der

Die Bierpartei

Bundesorganisation,

Wien

Wir  haben  die Prüfung  des Rechenschaftsberichts  für  das  Kalenderjahr  2021 der  politischen  Partei

Die  Bierpartei  Bundesorganisation,

Wien,

(im Folgenden  auch  kurz,,Partei"  genannt)

abgeschlossen  und  erstatten  über  das  Ergebnis  dieser  Prüfung  den  folgenden  Bericht:

1. Auftrag  und  Auffragsdurchführung

Mit Schreiben  des Rechnungshofes  vom  28. Oktober  2022  (GZ  103.632/817-PW/22)  wurden  die

Frühwirt  Wirtschaffsprüfungs-  und Steuerberatungsges.m.b.H.  und  die PKF  Österreicher  & Partner

GmbH  & Co KG Wirtschaftsprüfung  und Steuerberatung  zu Prüfern  des  Rechenschaftsberichts  der

politischen  Partei  Die Bierpartei  Bundesorganisation  für  die Jahre  2021 und 2022  bestellt.

Die Partei,  vertreten  durch  den Bundesparteivorsitzenden,  schloss  mit  uns einen  Prüfungsvertrag,

die Rechenschaffsberichte  der  Jahre  2021 und 2022  gemäß  § 8 Parteiengesetz  2012  (PartG)  zu

prüfen.  Es liegen  keine  AusschIießungsgründe  bzw.  Hindernisgründe  gemäß  § 9 PartG  und gemäß

§§ 271 und 271 a UGB  vor. Bei der  gegenständlichen  Prüfung  handelt  es sich um eine  Pflicht-

prüfung.

Diese  Prüfung  erstreckte  sich  darauf,  ob die  Vorschriften  des PartG  eingehalten  worden  sind.  Die

Prüfung  ist gemäß  § 8 Abs.  1 PartG  so anzulegen,  dass  rechnerische  Unrichtigkeiten  und  Verstöße

gegen  das  PartG  bei gewissenhafter  Berufsausübung  erkannt  werden.

Bei unserer  Prüfung  beachteten  wir  die in Österreich  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  und haben

unsere  Prüfung  in analoger  Anwendung  der  berufsüblichen  Grundsätze  zur ordnungsmäßigen

Durchführung  von  Abschlussprüfungen  sowie  der  einschlägigen  beruflichen  Stellungnahmen,  ins-
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besondere  jene  zur  Prüfung  von  RechnungsabschIüssen  nach  dem  Parteiengesetz  2012

(KFS/PE  25),  durchgeführt.  Wir  weisen  darauf  hin, dass  unsere  Prüfung  nur  mit  hinreichender  Sich-

erheit  die Richtigkeit  des  Rechenschaftsberichts  gewährleisten  soll. Eine  absolute  Sicherheit  lässt

sich  nicht  erreichen,  weil  jedem  Rechnungslegungs-  und internen  Kontrollsystem  die Möglichkeit

von Fehlern  immanent  ist und auf  Grund  der  stichprobengestützten  Prüfung  ein unvermeidbares

Risiko  besteht,  dass  Fehldarstellungen  im Rechenschaftsbericht  unentdeckt  bleiben.

Wir  führten  die Prüfung  mit Unterbrechungen  im Zeitraum  von November  bis Dezember  2022  in

Wien  durch.  Die Prüfung  wurde  mit dem  Datum  dieses  Berichts  materiell  abgeschlossen.

Die  gesetzlichen  Vertreter  erteilten  die von  uns  verlangten  Aufklärungen  und Nachweise.  Eine  un-

terfertigte  VoIIständigkeitserklärung  datiert  vom 15. Dezember2022  haben  wir  zu unseren  Akten

genommen.

Für  die  ordnungsgemäße  Durchführung  des  Auffrages  sind  Herr  Mag.  Werner  Frühwirt,  Wirtschafts-

prüfer,  für  die  Frühwirt  Wirtschaftsprüfungs-  und  Steuerberatungsges.m.b.H.  und Herr  Mag.  Günther

Prindl,  Wirtschaffsprüfer,  für  die PKF  Österreicher  & Partner  GmbH  & Co KG, verantwortlich.

Gegenstand  unseres  Auftrages  ist weder  eine  Abschlussprüfung  im Sinne  der  §§ 268  ff UGB  noch

eine  prüferische  Durchsicht  des  RechnungsabschIusses  der  Partei.  Ebenso  ist weder  die  Aufdeck-

ung und Aufklärung  strafrechtlicher  Tatbestände,  wie z.B.  von  Unterschlagungen  oder  sonstigen

Untreuehandlungen  und Ordnungswidrigkeiten,  noch die Beurteilung  der  Sparsamkeit  und Wirt-

schaftlichkeit  der  Geschäftsführung  der  Partei  im Sinne  einer  Gebarungsprüfung  Gegenstand  un-

serer  Prüfung.

Grundlage  für  unsere  Prüfung  ist der  mit  der  Partei  abgeschlossene  Prüfungsvertrag,  bei dem  die

von der  Kammer  der  Steuerberater  und  Wirtschaftsprüfer  (KSW)  herausgegebenen,,AIIgemeinen

Auffragsbedingungen  für  Wirtschafistreuhandberufe"  einen  integrierten  Bestandteil  bilden

(AAB  2018).  Diese  Auffragsbedingungen  gelten  nicht  nur  zwischen  der  Partei  und  den  Prüfern,  son-

dern  auch  gegenüber  Dritten.  Bezüglich  unserer  Verantwortlichkeit  und Haffung  als Prüfer  gegen-

über  der  Partei  und gegenüber  Dritten  kommt  § 275 UGB  zur  Anwendung.  Vereinbart  wurde  analog

zu § 275  Abs.  2 UGB  eine  Beschränkung  unserer  Verantwortlichkeit  und Haftung  auch  gegenüber

Dritten  auf  die  für  kleine  und  mittelgroße  Gesellschaffen  geltende  Haftungshöchstgrenze

von 2 Millionen  Euro.
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2. Zusammenfassung

2.1.  Feststellungen  zur  Gesetzmäßigkeit  des Rechenschaftsberichts  und  zur  Rechnungs-

legung

Bei unseren  Prüfungshandlungen  stellten  wir  die Einhaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  für  den

Rechenschaftsbericht  und die Ordnungsmäßigkeit  der  Rechnungslegung  fest.  Der  Rechenschafts-

bericht  ist ordnungsgemäß  aus dem Rechnungswesen  der Bundesorganisation  entwickelt  und

umfasst  auch  weitere  Angaben  zu den  Bezirks-  und Gemeindeorganisationen.

Im Rahmen  unseres  risiko-  und  kontroIIorientierten  Prüfungsansatzes  haben  wir  - soweit  wir  dies  für

unsere  Prüfungsaussage  für notwendig  erachteten  - die internen  Kontrollen  in Teilbereichen  des

RechnungsIegungsprozesses  in die Prüfung  einbezogen.

Hinsichtlich  der  Gesetzmäßigkeit  des  Rechenschaftsberichts  verweisen  wir  auf  unsere  Ausführung-

en im Prüfungsvermerk.

2.2.  Feststellungen  zu den  Wahlkampfkosten

Gemäß  § 4 Abs.  4 PartG  2012  ist die Partei  zur  Angabe  der  Ausgaben  für die Wahlwerbung  ver-

pflichtet.  Die  Bierpartei  hat  für  das  Jahr  2021 keine  Ausgaben  für  die  Teilnahme  an Wahlen  getätigt.

2.3.  Feststellungen  zu Einnahmen  aus  Spenden,  Sponsoring  und  Inserate

Der  Ausweis  der Spenden  erfolgt  gemäß  § 6 PartG  20a12 in einer  eigenen  Anlage  zum Rechen-

schaftsbericht.  Die Einnahmen  aus  Sponsoring  und Inseraten  werden  gemäß  § 7 PartG  2012  in ein-

er weiteren  Anlage  zum  Rechenschaftsbericht  aufgegliedert.

Aufgrund  unserer  Prüfung  stellen  wir  Test, dass  die  in diesen  Anlagen  enthaltenen  Informationen  den

gesetzlichen  Vorschrifien  entsprechen.

- Seite  3 -
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2.4.  Feststellungen  zur  Parteienförderung

Gemäß  § 4 Parteien-Förderungsgesetz  20'12 (PartFörG)  hat  jede  politische  Partei,  die Fördermittel

nach  diesem  Bundesgesetz  erhält,  über  die  Verwendung  der  Fördermittel  Aufzeichnungen  zu führen

und die Verwendung  im ersten  Berichtsteil  des Rechenschaftsberichts  gemäß  § 5 PartG  2012  in

einem  eigenen  Abschnitt  nachzuweisen.  Aufgrund  unserer  Prüfung  der  uns vorgelegten  Aufzeich-

nungen  und Unterlagen  bestätigen  wir,  dass  die Partei  die auf  Zeile  03 unter  den  Einnahmen  aus-

gewiesenen  Fördermittel  in Höhe  von EUR  152.225,22  gemäß  Wr. PartFG  erhalten  hat und diese

Fördermittel  zur politischen  Willensbildung  widmungsgemäß  verwendet  wurden.

- Seite  4 -
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3. Bericht  der  unabhängigen  Wirtschaftsprüfer  zum  Rechenschaftsbericht

Wir  haben  den  beigefügten  Rechenschaftsbericht  der

Die  Bierpartei  Bundesorganisation,

Wien

für  das  Kalenderjahr  vom  O1. Jänner  202'1 bis zum  31. Dezember  2021 geprüff.

Nach  pflichtgemäßer  Prüfung  auf  Grund  der  Bücher  der  politischen  Partei  sowie  der  von  den

Leitungsorganen  oder  den  vertretungsbefugten  Personen  erteilten  Aufklärungen  und  Nach-

weise  entspricht  der  Rechenschaftsbericht  in dem  geprüffen  Umfang  den  Vorschriften  des

Parteiengesetzes  2012  (PartG).

Grundlage  für  den  Prüfungsvermerk

Wir  haben  unsere  Prüfung  des  Rechenschaftsberichts  in Übereinstimmung  mit  den  österreichischen

Grundsätzen  ordnungsmäßigerAbschIussprüfung  durchgeführt.  Diese  Grundsätze  erfordern  die  An-

wendung  der  International  Standards  on Auditing  (ISA),  im Speziellen  ISA  805  (Revised)  2016.  Un-

sere  VerantwortIichkeiten  nach  diesen  Grundsätzen  und Standards  sind  im Abschnitt,,Verantwort-

lichkeiten  der  Wirtschaffsprüfer  für  die Prüfung  des  Rechenschaftsberichts"  weitergehend  beschrie-

ben.

Wir  sind  von  der  Partei  unabhängig  in Übereinstimmung  mit  den Bestimmungen  des  Parteienge-

setzes  und  berufsrechtlichen  Vorschriften,  und wir  haben  unsere  sonstigen  beruflichen  Pflichten  in

Übereinstimmung  mit diesen  Anforderungen  erfüllt.  Wir  sind  der  Auffassung,  dass  die von uns er-

langten  Prüfungsnachweise  ausreichend  und geeignet  sind,  um als Grundlage  für unseren  Prü-

fungsvermerk  zu dienen.

Hinweis  zur  Rechnungslegungsgrundlage

Ohne  unseren  Prüfungsvermerk  zu modifizieren,  weisen  wir  auf  die §§ 5 bis 7 PartG  hin, die die

RechnungsIegungsgrundIage  des Rechenschaffsberichts  beschreiben.  Der Rechenschaftsbericht

umfasst  die  Aufstellung  über  die Einnahmen  und Ausgaben  (§ 5 Abs.  4 und 5 PartG)  der  Bundesor-

ganisation,  der  Landesorganisationen  sowie  die Angabe  der  Summe  der  Einnahmen  und der

Ausgaben  der  Bezirks-  und Gemeindeorganisationen.  Als Anlagen  sind die Liste  der  territorialen
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Gliederungen  (Landes-,  Bezirks-  und Gemeindeorganisationen,  § 5 Abs.  1a PartG),  die Liste  der

BeteiIigungsunternehmen  (§ 5 Abs.  6 PartG),  die  Spendenliste  (§ 6 PartG),  die Sponsoringliste

(§ 7 PartG),  die Inseratenliste  (§ 7 PartG)  und die  Angabe  der  WahIwerbungsausgaben  (§ 4 PartG)

angeschlossen.  Der  Rechenschaftsbericht  wurde  aufgestellt,  um  entsprechend  dem  PartG

öffentliche  Rechenschaft  über  die Einnahmen  und Ausgaben  der  politischen  Partei  und ihrer  ter-

ritorialen Gliederungen  zu geben.  Folglich  ist der  Rechenschaffsbericht  möglicherweise  für  einen

anderen  Zweck  nicht  geeignet.

VerantwortIichkeiten  des  Leitungsorgans  für  den  Rechenschaftsbericht

Das Leitungsorgan  der  Partei  ist verantwortlich  für  die Aufstellung  des  Rechenschaftsberichts  und

dafür,  dass  dieser  in Übereinstimmung  mit den Vorschriften  des PartG  aufgestellt  wird.  Ferner  ist

das  Leitungsorgan  verantwortlich  für  die internen  Kontrollen,  die es als notwendig  erachtet,  um die

Aufstellung  eines  Rechenschaftsberichts  zu ermöglichen,  der  frei  von  wesentlichen  -  beabsichtigten

oder  unbeabsichtigten  -  falschen  Darstellungen  ist. Das Leitungsorgan  der  Partei  ist auch  verant-

wortlich  für  die Überwachung  des  RechnungsIegungsprozesses  der  Partei.

Verantwortlichkeiten  der  Wirtschaftsprüfer  für  die  Prüfung  des  Rechenschaftsbertchts

Unsere  Ziele  sind,  hinreichende  Sicherheit  darüber  zu erlangen,  ob der  Rechenschaftsbericht  als

Ganzes  frei  von  wesentlichen  -  beabsichtigten  oder  unbeabsichtigten  -  falschen  Darstellungen  ist,

und einen  Prüfungsvermerk  zu erteilen.  Hinreichende  Sicherheit  ist ein hohes  Maß  an Sicherheit,

aber  keine  Garantie  dafür,  dass  eine  in Übereinstimmung  mit den österreichischen  Grundsätzen

ordnungsmäßiger  Abschlussprüfung,  die die Anwendung  der  ISA  erfordern,  durchgeführte  Prüfung

eine  wesentliche  falsche  Darstellung,  falls  eine  solche  vorliegt,  stets  aufdeckt.  Falsche  Darstellung-

en können  aus  dolosen  Handlungen  oder  Irrtümern  resultieren  und  werden  als wesentlich  angeseh-

en, wenn  von  ihnen  einzeln  oder  insgesamt  vernünftigerweise  erwartet  werden  könnte,  dass  sie die

auf  der  Grundlage  dieses  Rechenschaftsberichts  getroffenen  Entscheidungen  der  Adressaten  des

Rechenschaftsberichts  beeinflussen.

In Übereinstimmung  mit  den  österreichischen  Grundsätzen  ordnungsmäßigerAbschlussprüfung,  die

die Anwendung  der  ISA  erfordern,  üben  wir  während  der  gesamten  Prüfung  pflichtgemäßes  Ermess-

en aus  und  bewahren  eine  kritische  Grundhaltung.
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Darüber  hinaus  gilt:

Wir  identifizieren  und beurteilen  die Risiken  wesentlicher  -  beabsichtigter  oder  unbeabsichtigter

-  falscher  Darstellungen  im Rechenschaf!sbericht,  planen  Prüfungshandlungen  als Reaktion  auf

diese  Risiken,  führen  sie durch  und erlangen  Prüfungsnachweise,  die ausreichend  und geeigne(

sind, um als Grundlage  für einseren Prüfungsvermerk  ZLI dienen.  Das Risiko,  dass aus dolosen

Handlungen  resultierende  wesentliche  falsche  Darstellungen  nicht  aufgedeckt  werden,  ist höher

als ein aus Irrtümern  resultierendes,  da dolose  Handfüngen  betrügerisches  Zusammenwirken.

Fälschungen,  beabsichtigte  Unvollständigkeiten,  irreführende  Darstellungen  oder  das  Außerkraff-

setzen  interner  Kontrollen  beinhalten  können

Wir gewinnen  ein Verständnis  von dem für die Prüfcing des Rechenschaffsberichts  relevanten

internen Kontrollsystem,  um Prüfungshandlungen  zu planen,  die unter  den gegebenen  Umstän-

den  angemessen  sind,  jedoch  nicht  mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil  zur  Wirksamkeit  des internen

Kontrollsystems  der Pai'tei  abzugeben.

*  Wir  beurteilen  die Angeinessenheit  der vom Leitungsorgan  angewandten  Rechnungslegungsme-

thoden  sowie  die Vertretbarkeit  der vom Leifüngsorgan  gegebenenfalls  näherungsweise  erinittel-

ten Werte  im Rechenschaftsbericht  und iri den Anlagen

1/Vir beurteilen  die Gesamtdarstellung,  den Aufbau  und die rechnerische  Richtigkeit  des Rechen-

schartsberichts einschließlich  der Anlagen  sowie  ob der Rechenschaftsbericht  die zugrunde  lie-

genden  Geschäffsvorfälle  und Ereignisse  in einer  Weise  wiedergibt,  dass ein möglichst  getreues

Bild erreicht  wird.

Unsere  Verantwortlichkeit  und Haftung  ist analog  zu § 275 Abs 2 UGB  (Hafiungsregelungen  bei der

Abschlussprüfung  einer  kleinen  oder  mittelgroßen  Gesellschaft)  gegenüber  der  Partei  und auch  ge-

genüber  Dritten  mit insgesamt  2 Millionen  Eciro begrenzt.

Wien.  am 15 2022
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Nachtrag  zur  Prüfung  des  Rechenschaffsberichtes  2021

Der Rechnungshof  hat  mit  Schreiben  vom  15.  Mai 2023  (GZ  103.632/839-PB-PW/23)  und  vom  20.

Juni 2023  (GZ 103.632/850-PB-PW/23)  Die Bierpartei  Bundesorganisation,  Wien,  zur Stellung-

nahme  zum Rechenschaftsbericht  2021  aufgefordert  und die Bestätigung  der Richtigkeit  der

Stellungnahme  durch  die bestellten  Wirtschaffsprüfer  verlangt.

Die Stellungnahmen  vom  3L  Mai 2023  bzw.  17.  Juli  2023  mit  der  beigefügten  Fassung  des  Rechen-

schaftsberichtes  2021 der  Die Bierpartei  Bundesorganisation,  Wien,  geht  auf  die Fragestellungen

des Rechnungshofes  ein und enthält  die  aktualisierte  Fassung  des  Rechenschaftsberichts  (datiert

mit 17.  Juli  2023)  und die gleichfalls  geänderten  Angaben.

Auf  der  Grundlage  unserer  Prüfung  sind  uns  keine  Sachverhalte  bekannt  geworden,  die uns  zu der

Annahme  veranlassen,  dass  die oben  angeführten  Stellungnahmen  gemäß  Aufforderung  des

Rechnungshofes  vom 15. Mai 2023  bzw.  20. Juni 2023  sowie  die entsprechend  aktualisierte

Fassung  des  Rechenschaftsberichts  2021  der  Die  Bierpartei  Bundesorganisation,  Wien,  nicht  den

Vorschriffen  des  Parteiengesetzes  2012  entspreche.  Die gegebenen  Erläuterunqen  sind  demnach

nachvollziehbar  und die angeführten  Änderunqen  wurden  in der aktualisierten  Fassunq  des

Rechenschaftsberichts  2021 richtiq  einqearbeitet.

Wien,  am 17.  Juli  2023

Wamer  Fiühwlrt,  17.07.21)231!i:39

unteifettigt  mrttels  QES  (lD-Austria/Handy-Signatur)
gem elDAS-Veroidnung  elnei  handschtiföichen

Untetschrm  gleichgestsltt

Mag. Werner  Frühwirt,  Wirtschaftsprüfer
Frühwirt  Wirtschafisprüfungs  und Steuerberatungsges.m.b.H.  PKF

. Gü  Prindl,  Wirtschaftsprüfer
& Partner  GmbH  & Co KG
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PAR'TEI

Die  Bierpartei

Rechenschaftsbericht

zum  31.12.2021  samtAnlagen

gemäß  § 5 PartG  2012

Die  Bierpartei,  17.07.2023

Eyzinggasse  23l füO  Wien



l) Berichtsteil  -  Bundesorganisation  der  Partei

A. EINNAHMEN EUR

1.  Mitgliedsbeiträge O,OO

2. Zahlungen  von  nahestehenden  Organisationen O,OO

3. Fördermittel 152.225,22

4.  Beiträge  der  der  jeweiligen  Partei  angehörenden  Mandatare

und  Funktionäre 10.300,00

5. Erträge  aus  parteieigener  wirtschaftlicher  Tätigkeit O,OO

6. Erträge  aus  Unternehmensbeteiligungen O,OO

7. Einnahmen  aus  sonstigem  Vermögen O,OO

8. Spenden  mit  Ausnahme  von  Z I1 und  Z 12 3.877,ü0

9. Erträge  aus  Veranstaltungen,  aus  der  Herstellung  und  dem

Vertrieb  von Druckschriffen,  sowie  ähnliche  sich  unmittelbar

aus  der  Parteitätigkeit  ergebende  Erträge O,OO

10.  Einnahmen  aus  Sponsoring  und  Inseraten O,OO

11.  Einnahmen  in Form  kostenlos  oder  ohne  entsprechende

Vergütung  zur  Verfügung  gestellten  Personals O,OO

12.  Sachleistungen 5.600,00

13. Aufnahme  von  Krediten O,OO

14.  Sonstige  Erträge  und  Einnahmen O,OO

Summe  der  Einnahmen 172.002,22
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B. AUSGABEN EUR

1.  Personal 39.560,85

2. Büroaufwand  und  Anschaffungen,  ausgenommen

geringwertige  Wirtschaftsgüter O,OO

3. Sachaufwand  für  ÖffentIichkeitsarbeit  inkl. Presseerzeugnisse 24.268,12

4.  Veranstaltungen O,OO

5. Fuhrpark O,OO

6. Sonstiger  Sachaufwand  fürAdministration I .454,52

7.  Mitgliedsbeiträge  und  internationale  Arbeit O,OO

8. Rechts-,  Prüfungs-  und  Beratungskosten 5.600,00

9. Kreditkosten  und  Kreditrückzahlungen O,OO

10. Ausgaben  für  Reisen  und Fahrten O,Oü

11. Zahlungen  an Unternehmensbeteiligungen O,OO

12. Zahlungen  an nahestehende  Organisationen O,OO

13.  Unterstützung  eines  Wahlwerbers  für  die  Wahl  des

Bundespräsidenten O,OO

44.  Sonstige  Aufwandsarten 4.294,06

Summe  der  Ausgaben 75.177,55
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Nachweis  über  die  gesetzmäßige  Verwendung  der  Parteienförderung

gem.  § 4 PartFörG

Die Bierpartei  hat  die  für  das  Jahr  2021 zur  Verfügung  gestellten  Fördermittel  nach

dem  Wiener  Parteienförderungsgesetz  2013  ausschließlich  für  gesetzlich  vorgese-

hene  Zwecke  verwendet.

Nachweis  hinsichtlich  Beschränkungen  der  Wahlwerbungsausgaben

gem.  § 4 Abs  1 PartG

Die Bierpartei  hat  für  das  Jahr  2021 keine  Ausgaben  für  die  Teilnahme  an Wahlen

getätigt.
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ll)  Berichtsteil  - Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindeor-

ganisationen  der  Partei  einschließlich  ihrer  Gliederung

ohne  eigene  Rechtspersönlichkeit  gem.  § 5 Abs  4 PartG

Die Bierpartei  verfügt  im Jahr  2021 über  keine  territorialen  oder  nicht-territorialen

Gliederungen.
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ANLAGEN

Anlage  I

Bezeichnung  der  territorialen  Gliederung  gemäß  § 5 Abs  la  PartG

Die Bierpartei  verfügt  im Jahr  2021  über  keine  territorialen  oder  nicht-territorialen

Gliederungen.

Anlage  2

Beteiligungsunternehmen  gemäß  § 5 Abs  6 PartG

Die Bierpartei  hält  im Jahr  2021  keine  Unternehmensbeteiligungen.

Anlage  3

Spendenaufstellung  gemäß  § 6 Abs  2 und  3 PartG

1. Spenden  an die  politische  Partei  und  solche  an ihre  Gliederungen,

die  keine  eigene  Rechtspersönlichkeit  besitzen

1.1.  GesamtsummederSpendenvonnatürlichenPersonen,dienichtunterZiffer2fallen.

EUR  8.677,00

Außer  der  nachstehenden  natürlichen  Person,  gab  es keine  Spenden  oder  Sachleis-

tungen  von  natürlichen  oder  nicht  natürlichen  Personen,  die  kumuliert  im Jahr  2021

eine  Höhe  von  2.500  EUR  überschritten  haben.

Sachleistunqen  an die Bundesorqanisation:

Mag.  Alexander  F. S. Putzendopler,  Rechtsanwalt,  Hofwiesengasse  42/6,  1130  Wien

EUR  4.800,00

1.2.  Gesamtsumme  von  Spenden  von  im Firmenbuch  eingetragenen  natürlichen

oder  juristischen  Personen.

EUR  800,00

Es gab  keine  Spenden  oder  Sachleistungen  von  im Firmenbuch  eingetragenen

natürlichen  oder  juristischen  Personen,  die kumuliert  im Jahr  2021  eine  Höhe  von

2.500  EUR  überschritten  haben.

1.3.  Gesamtsumme  von  Spenden  von  Vereinen,  die  nicht  unter  Ziffer  4 fallen.

KEINE
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'1.4. Gesamtsumme  von Spenden  von auf  freiwilliger  Mitgliedschaff  beruhenden

Berufs-  und Wirtschaffsverbänden,  von  Anstalten,  Stiffungen  und Fonds.

KEINE

2. Spenden  an nahestehende  Organisationen,  ausgenommen  jene  im

Sinne  des § 4a Abs  2 Z3 Einkommenssteuergesetz  1988, BGBL.  Nr.  400,

sowie  Einrichtungen,  die der  Förderung  des Breitensportes  dienen  und

an Gliederungen  der  Partei,  die eigene  Rechtspersönlichkeiten  besitzen.

2.1. GesamtsummederSpendenvonnatürIichenPersonendienichtunterZiffer2faIIen

KEINE

2.2. Gesamtsumme der  Spenden  von im Firmenbuch  eingetragenen  natürlichen
oder  juristischen  Personen

KEINE

2.3. Gesamtsumme der  Spenden  von  Vereinen,  die  nicht  unter  Ziffer  4 fallen.

KEINE

2.4. Gesamtsumme  der  Spenden  von auf  freiwilliger  Mitgliedschaff  beruhenden
Berufs-  und Wirtschaftsverbänden,  von  Anstalten,  Stiftungen  und Fonds.

KEINE

3. Spenden  an Abgeordnete  und Wahlwerber,  die auf  einem  von  der
politischen  Partei  eingebrachten  Wahfüorschlag  kandidiert  haben.

KEINE

4. Spenden  auf  Gemeindeebene

KEINE

5. Angaben  aufgrund  entsprechender  strengerer  landesgesetzlicher

Rechtsgrundlagen.

5.1.  WienerParteiförderungsgesetz20l3§8

5.1.1.

KEINE

Einzelspenden  über  EUR  30.000
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5.1 .2!. Spenden  über  EUR  3.ü00

Sachleistunqen  an die Bundesorqanisation:

Mag.  Alexander  F. S. Putzendopler,  Rechtsanwalt,  Hofwiesengasse  42/6,  1130  Wien

EUR  4.800,00

Anlage  4 -  Inserate  und  Sponsoring  gemäß  § 7 PartG

KEINE

Dr. Dominik  Wlazny

Bundesparteivorsitzender

Michael  Wlazny

Bundesparteigeschäftsführer
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Allgemeine

Auftragsbedingungen

für  Wirtschaffstreuhandberufe

(AAB  2018)

Empfohlen  vüm  Vürstand  der  Kammer  det  Steuerberatet  und
Wirkschaffsprüfer  zuletzt  mit Beschluss  vom 1 8.[)4.2C)18

Ptäambel  und Allgemeines

(1) Auffrag  im Sinne  dieser  Bedingungen  meint  jeden  Vertrag  über
vom zur Ausübung  eines Wirischaflstreuhandberufes  Berechtigten  in
Ausübung  dieses  Berufes  zu etbt1ngende  Leisfüngen  (süwühl  faktische
Tätigkeiten  als  auch  die Besorgung  oder  Durchfuhrung  vün
Rechtsgeschäffen  oder  Rechtshandlungen,  jeweils  im Rahmen  der §§ 2
oder  3 Wirkschafistteuhandberufsgesetz  2017  (WTBG  2[)17).  Die
Parkeien des Auftrages  werden  in Folge  zum einen,,Auffragnehmei',  zum
anderen,,Auffraggebei'  genannt).

(2) [)iese  Allgemeinen  Auftragsbedingungen  fur
Wirtschaflstreuhandberufe  gliedern  sich  in zwei  Teile:  Die
Aufüagsbedingungen  des l. Teiles  gelten  für Auflräge,  bei denen die
Aufftagserteilung  zum  Betneb des Unternehmens  des Auftraggebets
(Unternehmer  iSd KSchG)  gehort. Für Vetbrauchergeschäffe  gemaß
Konsumentenschutzgesetz  (Bundesgesetz  vom 8.3.1979/BGBI  Nr.14ü  in
der derzeit  giiltigen  Fassung)  gelten  sie  insoweit  der  ll. Teil  keine
abweichenden  Bestimmungen  für diese  enthält.

(3) Im Falle der  Llnwirksamkeit  einer  einzelnen  Bestimmung  ist diese
dutch eine wirksame,  die dem angestrebten  Ziel möglichst  nahe  kommt,
zu ersetzen.

I.TEIL

1. Umfang  und Ausführung  des Auffrages

(1) Der Umfang  des Auftrages  ergibt  sich in der Regel  aus  der
schtiftlk.hen  Auftragsveteinbarung  zwischen  Auftraggeber  und
Aufltagnehmer  Fehlt  diesbezüglich  eine  detaillierte  schriTtliche
Auffragsvereinbarung  gilt im Zweifel  (2)-(4):

(2) Bei  Beauftragung  mit Steuerberatungsleistungen  umfasst  die
Beratungstätigkeit  folgende  Tätigkeiten'

a) Ausarbeitung  de+ Jahressteueretklärungen  für die Einkommen-  odet
Körperschaftsteuer  sowie umsatzsteuer  und zwar  auf Grund der vom
Aufttaggeber  vorzulegenden  üder (bei entsprechendet  Veteinbarung)
vüm Auftragnehmer  erstellten  Jahresabschl[)sse  und sonstiger,  für die
Besteuerung  erforderlichen  Aufstellungen  und Nachweise.  Wenn nicht
ausdrücklich  andets  vereinbart,  sind  die  für  die  Besteuerung
etforderlichen  Aufstellungen  und  Nachweise  vom  Auftraggeber
beizubringen.

b) Ptüfung  der  Best.heide  zu den unter  a) genannten  Erklärungen
c) Verhandlungen  mit den Finanzbehörden  im Zusammenhang  mit den
unter a) und b) genannten  Erklärungen  und Best.heiden
d) Mitwltkung  bei Betriebsprüfungen  und Auswertung  der Ergebnisse  von
Betriebsprufungen  hinsichUich  der  unter  a) genannten  Steuern.
e) Mitwirkung  im Ret.htsmittelvetfahren  hinsichtlich  det  ufüer  a)
genannten  Steuern.

Ethält  der  Auftragnehmer  für  die  laufende  Steuerberatung  ein
Pauschalhünorar,  so  sind  mangels  anderweitiger  schriftlicher
Veteinbarungen  die unter  d) und e) genannten  Tätigkeiten  gesondert  zu
honü;eren.

(3) Süweit  die  Ausarbeitung  von  einer  oder  mehreren
Jahressteuererklärung(en)  zum  übernommenen  Auftrag  zählt,  gehört
dazu  nicht  die  Überpr(ifung  etwaiger  besonderer  buchmäßiger
Votaussetzungen  sowie die Prüfung,  ob alle in Betracht  kommenden
insbesondere  umsatzsteuerrechtlichen  Begünstigungen  wahrgenommen
worden  sind,  es  sei  denn,  hierüber  besteht  eine  nachweisliche
Beauffragung.

(4) Die Vetpflichtung  zur Erbringung  andeter  Leisfüngen  gemäß  §§ 2
und 3 WTBG  2fü7  bedarT jedenfalls  nachweislich  einer  gesünderten
Beauffragung.

(5)  Vorstehende  Absätze  (2)  bis  (4)  gelten  nicht  bei
Sachverständigenttitigkeit.

(6)  Es  bestehen  keinetlei  Pflichten  des  Aufüagnehmers  zur
Leistungsetbringung,  Warnung  oder Aufklärung  Ober den Umfang  des
Auftrages  hinaus.

(7) Der Aufüagnehmer  ist berechtigt,  sich zur  Durchführung  des
Aufüages  geeigneter  Mitarbeitet  und  sonstiger  Efüllungsgehilfen
(Subunternehmer)  zu bedienen,  als aut.h sich bei der DurchfLihrung  des
Auftrages  durch  einen  Berufsbefugten  substituieten  zu lassen.  Mitarbeiter
im Sinne  dieser  Bedingungen  meint  alle  Petsonen.  die  den
Auftragnehmer  auf regelmäßiger  oder  dauerhaffer  Basis  bei  seiner
betrieblichen  Tätigkeit  unterstutzen,  unabhängig  von  der  Art  der
rechtsgeschäfllichen  Grundlage.

(8)  Der Aufttagnehmer  hat bei  der Erbtingung  seiner  Leistungen
ausschließlich  österreichisches  Recht  zu berucksichtigen  ausländisches
Recht  ist  nut  bei  ausdrücklicher  schriftlicher  Vereinbarung  zu
berücksichtigen

(9) Ändert  sich die  Rechtslage  nach Abgabe  der abschließenden
schriftlichen  als auch  mOndlichen  beruflichen  Äußerung,  so  ist  det
Auftragnehmer  nicht  vetpflichtet,  den Auftraggeber  auf Änderungen  oder
sich daraus  ergebende  Folgen hinzuweisen.  Dies gilt auch für in sich
abgest.hlossene  Teile  eines  Auftrages.

(10)  Der  Auftraggeber  ist verpflichtet  dafur  Sorge  zu tragen,  dass  die
von ihm zur  Verfügung  gestellten  [)aten  vom Auftragnehmer  im Rahmen
der Leistungserbringung  verarbeitet  wetden  dfifen.  Diesbezüglich  hat der
Auftraggeber  insbesündere  aber nicht ausschließlich  die anwendbaren
datenschutz-  und arbeitsrechtlichen  Bestimmungen  zu beachten.

(11)  Bringt det  Auftragnehmer  bei  einer  Behörde  ein  Anbringen
elektrünisch  ein, so handelt  er - mangels  ausdrücklicher  gegenteiliger
Vereinbarung  -  lediglk.h  als Büte und stellt  dies keine ihm oder  einem
einreichend  Bevüllmächtigten  zurechenbare  Willens-  oder
Wissenserklarung  dar.

(12)  Der Auftraggeber  verpflichtet  sich, Personen,  die während  des
Auffragsverhältnisses  Mitarbeiter  des Aufftagnehmers  sind oder  waren,
während  und  binnen  eines  Jahres  nach  Beendigung  des
Aufüagsverhältnisses  nicht in seinem untetnehmen  oder  in einem  ihm
nahestehenden  Untemehmen  zu beschäfiigen,  widrigenfalls  er sich zur
Bezahlung  eines  Jahresbezuges  des übernommenen  Mitarbeiters  an den
Aufüagnehmer  verpflichtet

2. Aufklärungspflicht  des Auffraggebers  Vollständigkeitsetklärung

(1)  Der  Auffraggeber  hat dafur  zu sorgen,  dass dem Auftragnehmer
auch ohne  dessen  besondere  Aufforderung  alle für die Ausführung  des
Aufttages  nütwendigen  Unterlagen  zum  veteinbarten  Termin  und  in
Ermangelung  eines solchen  ret.htzeitig  in geeigneter  Form vorgelegt
werden  und ihm von allen Vorgängen  und Umständen  Kenntnis  gegeben
wird, die für die Ausfuhrung  des Aufüages  von Bedeutung  sein können.
Dies gilt auch für die Unterlagen,  Vorgänge  und Umstände,  die erst
während  der  Tatigkeit  des Auftragnehmers  bekannt  werden.

(2)  Der  Auftragnehmer  ist berechtigt,  die ihm erieilten  Auskünffe  und
ubergebenen  Untetlagen  des  Auftraggebets,  insbesondere
Zahlenangaben,  als richtig und vollständig  anzusehen  und dem Auflrag
zu  Grunde  zu  legen.  Der  AuTtragnehmer  ist  ohne  gesonderken
schtiftlichen  AuTtrag nicht vetpflichtel  Unrichtigkeiten  fest zu stellen.
Insbesondere  gilt dies auch f0r die Richtigkeit  und Vollständigkeit  von
Rechnungen.  Stellt  er alletdings  Llnrichtigkeiten  fest, SC) hat et dies dem
Aufüaggeber  bekannt  zu geben. Er hat im Finanzstrafvefamen  die
Ret.hte  des  Auflraggebets  zu wahren.

(3) Der  Aufüaggeber  hat dem Auftragnehmer  die Vollständigkelt  der
vorgelegten  Unterlagen  sowie  der  gegebenen  Auskünfte  und Erklärungen
im Falle  von  Prüfungen,  Gutachten  und  Sachversttindigentfüigkeit
schriftlich  zu bestätigen.

(4) Wenn  bei der Erstellung  von Jahresabschlüssen  und anderen
Abschlüssen  vom  Auffraggeber  erhebliche  Risiken  nicm  bekannt
gegeben  worden  sind, bestehen  für den Aufflragnehmer  insoweit  diese
Risiken  schlagend  wemen  keinetlei  Ersatzpflichten.

(5)  Vom  Aufiragnehmet  angegebene  Termine  und Zeitpföne  f[ir  die
Fertigstellung  vün Produkten  des Auftragnehmers  oder  Teilen  davon  sind
bestmögliche  Schatzungen  und, sofern  nicht  anders  schriföich  vereinbart,
nicht bindend  Selbiges  gilt für etwaige  Honorarschätzungen:  diese
werden  nach  bestem  Wissen  erstellt:  sie sind  jedoch  stets  unverbindlich.

(6) Der  Aufftaggeber  hat  dem  Auftragnehmer  jeweils  aktuelle
Kontaktdaten  (insbesondere  Zustellatkesse)  bekannt  zu  geben.  Der
Auffragnehmer  datf  sich bis zur  Bekanntgabe  neuer  Küntaktdaten  auf  die
Gültigkeit  der  zuletzt  vom Auftraggeber  bekannt  gegebenen  Kontaktdaten
vetlassen,  insbesondere  Zustellung  an die zuletzt  bekannt  gegebene
Adresse  vornehmen  lassen.



3. Sicherung  der Unabhängigkeit

(1 ) Der  AuTtraggeber  ist verpflichtet,  alle Vorkehrungen  zu treffen.  um
zu verhindern,  dass  die  unabhängigkeit  der  Mitarbeitet  des
Auftragnehmets  gefährdet  wird, und hat selbst  jede Gefährdung  dieset
unabhängigkeit  zu unterlassen.  Dies gilt insbesondere  f(ir  Angebote  auf
Anstellung  und für  Angebote,  Auftrtige  auf  eigene  Rechnung  zu
ubernehmen.

(2) Der  Auftraggeber  nimmt  zur  Kenntnis,  dass  seine  hierTür
notwendigen  petsonenbezogenen  Daten  süwie  Art und Umfang  inklusive
Leistungszeittaum  der  zwischen  Aufüagnehmer  und  Aufttaggebet
vereinbarten  Leistungen  (sowohl  Prufungs-  als  auch
Nichtprufungsleistungen)  zum Zweck  der Überprüfung  des Vü+liegens
von  Befangenheits-  oder  Ausschließungsgründen  und
lnteressenküllisionen  in einem  allfalligen  Netzwerk,  dem  det
Aufttagnehmer  angehört,  verarbeitet  und  zu  diesem  Zweck  an die
übrigen Mitglieder  dieses  Netwetkes  auch  ins  Ausland  übeimittelt
werden.  HierTür embindet  der Aufüaggeber  den Auffragnehmer  nach

dem [)atenschuJesetz  und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG2017
ausdrücklich  von dessen  Vetschwiegenheitspflicht  Der Aufttaggeber
kann  die  Entbindung  von  det  Verschwiegenheitspflicht  jederzeit
widetruTen.

4. Berichterstattung  und Kümmunikation

(1) (Berichterstattung  durch den Auftragnehmet)  Bei Prüfungen  und
Gutachten  ist, soweit  nichts  andetes  vereinbart  wurde,  ein schtiftlicher
Beticht  zu erstatten.

(2) (Kommunikation  an den Auftraggeber)  Alle  auffragsbezogenen
Auskunffe  und Stellungnahmen,  einschließlich  Berichte,  (allesamt
Wissenserklätungen)  des Aufüagnehmers,  seinet  Mitarbeiter,  sonstiger
Efüllungsgehilfen  oder Substitute  (,,berufliche  Äußerungen")  sind  nur
dann verbindlich,  wenn  sie schrifflich  erTolgen  Berufliche  Äußerungen  in
elektronischen  Dateiformaten,  welt.he  per Fax oder E-Mail  oder  untet
Verwendung  ähnlicher  Fürmen  der  elektronischen  Kommunikation
(speicher-  und wiedergabefähig  und nicht  mündlich  dh zB SMS aber  nicht
Telefon)  erTülgen, tibermittelt  odet  bestätigt  werden,  gelten  als schriitlich:
dies gilt ausschließlR:h  füt  betufliche  Äußerungen.  Das  Risiko  der
Erteilung  der beruflichen  Äußerungen  durch  dazu Nichtbefugte  und das
Risiko  der Übetsendung  dieser  ttagt  der  Auffraggeber

(3) (Kommunikation  an den Aufüaggeber)  [)er  Auftraggebet  stimmt
hiermit  zu, dass der Aufüagnehmer  elekttonische  Kommunikation  mit
dem Auftraggeber  (zB via E-Mail)  in unverschlüsselter  Form vornimmt.
Det Auffraggeber  erklärt,  ubet die mit der Verwendung  elektmnischer
Kommunikafion  verbundenen  Risiken  (insbesondere  Zugang,
Geheimhaltung,  Veränderung  von Nachrichten  im Zuge  det Übetmiföung)
informiett  zu sein  Der AuTtragnehmer,  seine  Mitarbeitet,  sonstigen
ErTüllungsgehilfen  oder  Substitute  haften  nicht  für Schäden,  die durch  die
Verwendung  elektronischer  Kommunikationsmittel  verutsacht  werden

(4) (Kümmunikation  an den Auftragnehmer)  Der Empfang  und die
Weitetleitung  vün  Informatiünen  an den  AuTtragnehmer  und  seine
Mitarbeiter  sind  bei  Verwendung  von  Telefon  -  insbesondere  in
Vetbindung  mit automatischen  Anrufbeantworkungssystemen,  Fax, E-Mail
und anderen  Fürmen  der elekttonischen  Kommunikation  - nicht immer
sichergestellt.  Aufiräge  und wicmige  Infürmationen  gelten daher  dem
Auffragnehmer  nut dann  als zugegangen,  wenn  sie auch physisch  (nicht
(fern-)mündlich  oder  elekfronisch)  zugegangen  sind, es sei denn,  es wird
im Einzelfall  der  Empfang  ausdrücklich  bestatigt  Automatische
Übermifüungs-  und  Lesebestätigungen  gelten  nicht  als  solche
ausdrücklichen  Empfangsbestätigungen  Dies gilt insbesondere  für die
Übetmiföung  von Bescheiden  und andeten  Informationen  uber Fristen.
Ktitische  und wichtige  Mitteilungen  müssen  daher  per Post  oder  Kurier  an
den Auffragnehmet  gesandt  werden.  Die ubergabe  von Schriffstücken  an
Mitarbeiter  außerhalb  der  Kanzlei  gilt nicht  als Übergabe.

(5) (Allgemein)  Schriftlich  meint  insoweit  in Punkt  4 (2) nicht  anderes
bestimmt,  Schriftlichkeit  iSd § 886  ABGB  (unterschriftlichkeit)  Eine
forkgeschrmene  eleJronische  Signatur  (Art. 26 elDAS-
VO, (EU)  Nr. 910/2üM)  efüllt  das Erfordernis  der  Schriföichkeit  iSd § 886
ABGB (llnterschrlfflichkeit),  soweit  dies innerhalb  der  Parteiendisposition
liegt

(6) (Werbliche  Information)  Det  Auffragnehmer  wltd  dem Auftraggebet
wiederkehrend  allgemeine  steuerrechtliche  und  allgemeine
wirtschaftsrechtliche  Informationen  elektronisch  (zB  per  E-Mail)
übetmitkeln.  Det  Auffraggeber  nimmt  zur  Kennföis,  dass  er das Recht  hat,
det Zusendung  von [)irektwerbung  jederzeit  zu widersprechen.

5 Schutz  des geistigen  Eigentums  des AuTtragnehmers

(1)  Der Aufiraggeber  ist verpflichtet,  dafur  zu sorgen,  dass die im
Rahmen  des  Auftrages  vüm  Auffragnehmer  erstellten  Berichte.
Gutachten,  Organisationsplane,  Entwürfe,  Zeichnungen.  Berechnungen
und detgleichen  nur fur Aufiragszwecke  (z.B. gemäß  § 44 Abs 3 EStG
1988)  verwendet  werden  Im Übrigen  bedaf  die Weitergabe  schriföicher
als auch mündlicher  beruflicher  Äußerungen  des Auftragnehmets  an
einen  Dritten  zur  Nutzung  der  schriftlichen  Zustimmung  des
Aufttagnehmers

(2)  Die Verwendung  schrifüicher  als  auch  mündlicher  beruflicher
Außerungen  des Auftragnehmers  zu Werbezwecken  ist unzulässig:  ein
Vetstoß  berechtigt  den Aufttagnehmer  zur  fristlosen  Kündigung  aller  noch
nicht  durchgeführten  Aufiräge  des  Auffraggebers

(3) Dem  Auffragnehmer  verbleibt  an seinen  Leisfüngen  das
Urhebertecht.  Die Einräumung  von Werknutzungsbewilligungen  bleibt  der
schriftlichen  Zustimmung  des Auffragnehmers  vorbehalten.

6 Mängelbeseitigung

(1)  Det Auftragnehmer  ist betechtigt  und verpflichtet,  nachtraglich
hervorkommende  unrichtigkeiten  und Mängel  in seiner  schrifüichen  als

auch mündlichen  betuflichen  Äußerung  zu beseitigen,  und verpflichteI
den Auftraggebet  hiervon  unverzüglich  zu versMndigen  Er ist berechtigt,
aut.h über die ursprüngliche  berufliche  Außerung  informierte  Dritte  von
der  Anderung  zu verständigen.

(2)  Der  Auffraggebet  hat Anspruch  auf  die kostenlose  Beseitigung  vün
Llnrichtigkeiten.  soTem diese  durch  den Aultragnehmer  zu vertreten  sind;
dieset  Anspruch  erlischt  sechs Monate  nach erbtachter  Leistung  des
Auftragnehmers  bzw. -  falls eine schriftlk:he  betufliche  Äußerung  nicht
abgegeben  wird  -  sechs  Monate  nach Beendigung  der beanstandeten
Tfüigkeit  des Aufftagnehmets.

(3)  Der  Aufüaggeber  hat  bei  Fehlschlägen  der  Nachbesserung
etwaiger  Mängel  Anspruch  auf  Minderung  Soweit  darüber  hinaus
Schadenetsatzansprüche  bestehen,  gilt Punkt  7.

7. Haffung

(1)  Sämtliche  Haffungsregelungen  gelten  fur alle  Streitigkeiten  im
Zusammenhang  mit  dem  Auftragsverhältnis,  gleich  aus  welchem
Rechtsgrund.  Der Aufiragnehmet  haftet  für Schäden  im Zusammenhang
mit dem Auffragsveföältnis  (einschließlich  dessen  Beendigung)  nut bei
Vorsatz  und grober  Fahrlässigkeit.  Die Anwendbarkeit  des § 1298  Satz  2
ABGB  wird ausgeschlossen.

(2)  Im Falle  grober  Fahrlässigkeit  beträgt  die  Ersatzpflicht  des
Auffragnehmets  höchstens  das  zehnfache  der
Mindestversicherungssumme  der Berufshaffpflichfüersicherung  gemäß  §
11 Wktschaftstreuhandberufsgesetz  2fü7  (WTBG  2ü17) in der jeweils
geltenden  Fassung.

(3)  Die Beschränkung  der Haftung  gernäß  Punkt  7 (2) bezieht  sich auf
den  einzelnen  Schadensfall.  Det  einzelne  Schadensfall  umfasst
sämtliche  Folgen  einer  Pflichfüerletzung  ohne  Rücksicht  darauf,  ob
Schaden  in einem  odet  in mehreren  aufeinander  folgenden  Jahren
entstanden  sind. Dabei gilt metufaches  auf gleichet  odet  gleicharkiger
Fehlerquelle  beruhendes  Tun  oder  Unterlassen  als  eine  einheitliche
Pflichtverletzung,  wenn  die betreffenden  Angelegenheiten  miteinander  in
rechtlichem  und  wirtschaftlichem  Zusammenhang  stehen.  Ein
einheltlicher  Schaden  bleibt  ein einzelner  Schadensfall,  aut.h  wenn  er auf
mehreren  Pflichtverletzungen  beruht.  Weiters  ist, außer  bei vorsätzlicher
Schädigung,  eine  Haftung  des Auftragnehmers  für entgangenen  Gewinn
sowie  Begleit-,  Folge-,  Neben-  oder  ähnliche  Schaden,  ausgeschlossen.

(4)  Jeder  Schadenersatanspruch  kann  nur  inneföalb  vün  sechs
Monaten  nachdem  der  üder  die  Anspruchsberechtigten  von  dem
Schaden  Kenntnis  erlangt  haben, spätestens  aber innsrhalb  von drei
Jahren  ab  Eintritk  des  (Primär)Schadens  nach  dem
anspruchsbegründenden  Ereignis  gerichtlich  geltend  gemacht  werden.
süfern  nicht  in gesetzlichen  Vorschriffen  zwingend  andete
Verjihrungsfristen  festgesetzt  sind

(5)  Im Falle  det  (tatbestandsmäßigen)  Anwendbarkeit  des § 275 LlGB
gslten  dessen  Haffungsnürmen  auch dann,  wenn  an der Durchfümung
des Aufttages  mehrere  Personen  beteiligt  gewesen  oder mehrere  zum
Etsatz  verpflichtende  Handlungen  begangen  worden  sind  und  ühne
Rficksicht  darauf,  ob andere  Beteiligte  vorsätzlich  gehandelt  haben.

(6)  In Fällen,  in denen  ein fötmlicher  Bestätigungsvermerk  erkeilt  wird,
beginnt  die  Verjährungsftist  spätestens  mit  Erkeilung  des
Bestfüigungsvermerkes  zu laufen.

(7) Wird die Tätigkeit  unter Einschaltung  eines Dritken,  z.B.  eines
Daten  verarbeitenden  Unternehmens,  durchgefüh+t,  so  gelten  mit
Benacht1chtigung  des Aufüaggebers  darüber  nach Gesetz  oder  Verfrag
be- oder  entstehende  Gewährleistungs-  und Schadenersatzansprüche
gegen  den  Dritten  als  an den  Auftraggeber  abgetreten.  Der



Auffragnehmer  haftet,  unbeschadet  Punkt 4. (3),  diesfalls  nur  fur
Verschulden  bei der  Auswahl  des Dritten.

(8) Eine Hafiung  des Auffragnehmers  Dritten gegenüber  ist in jedem
Fall ausgeschlossen.  Getaten  Dritte mit der Arbeit  des Auftragnehmets
wegen  des AuTtraggebers  in wek.her  Form auch immer  in Küntakt  hat der
Auftraggeber  diese  über diesen  Umstand  ausdtücklich  aufzuklären.
Soweit  ein solcher  Haflungsausschluss  gesetzlich  nicht  zulässig  ist odet
eine Haftung gegenüber  Driffen  vom  Aufiragnehmer  ausnahmsweise
ubemommen  wurde,  gelten  subsidiar  diese  Haftungsbeschrankungen
jedenfalls  auch  gegenüber  Dritten.  Dritte  können  jedenfalls  keine
Ansprüche  stellen,  die übet  einen allfälligen  Anspruch  des Auffraggebets
hinausgehen.  Die Haftungshöchstsumme  gilt nur insgesamt  einmal  ffir
alle Geschadigten,  einschließlich  der Ersatzanspriiche  des Auftraggebers
selbst,  auch wenn mehrere  Persünen  (der Aufüaggeber  und ein Dritter
oder auch mehrete  Driffe)  geschädigt  worden  sind: Geschädigte  werden
nach  ihrem  Zuvürkümmen  befriedigt.  Der  Auftraggeber  wird  den
Auftragnehmer  und dessen  Mitarbeiter  von samtlichen  Anspruchen  Dritter
im Zusammenhang  mit der Weitergabe  schrifilicher  als auch mündlicher
beruflicher  Außerungen  des Auffragnehmets  an diese  Dritte  schad-  und
klaglos  halten

(9) Punkt  7 gilt  auch  für  allfallige  Haffungsansprüche  des
Auftraggebers  im Zusammenhang  mit dem AuTtragsveföältnis  gegenüber
Dritten (Etfüllungs-  und Besürgungsgehilfen  des Auffragnehmets)  und
den Substituten  des Aufüagnehmers.

8. Verschwiegenheitspflicht,  [)atenschut

(1) Der Auftragnehmer  ist gemäß  § 80 WTBG  2fü  7 verpflichtet,  über
alle Angelegenheiten,  die ihm im Zusammenhang  mit seiner  Tätigkeit  fur
den Aufüaggeber  bekannt  werden,  Stillschweigen  zu bewahren,  es sei
denn, dass der Auftraggeber  ihn vün dieser  Schweigepflichi  entbindet
oder  gesetzliche  Äußerungspflichten  entgegen  stehen

(2) Süwelt  es zur Vefolgung  von Ansprüchen  des Auffragnehmers
(insbesondere  Ansprüche  auf Honorar)  oder  zur  Abwehr  vün Ansprüchen
gegen den Auftragnehmet  (insbesondere  Schadenersatzansprüche  des
Auftraggebets  oder  Drittet  gegen den AuTtragnehmer)  nütwendig  ist, ist
der AuTtragnehmet  vün  seinet  beruflichen  Verschwiegenheitspflicfü
entbunden.

(3) Der  Aufttagnehmer  daf  Berichte,  Gutachten  und  sonstige
schriftliche  berufliche  Äußetungen  [)ber die Ergebnissei  seiner  Tfüigkeit
Dtitken nur  mit  Einwilligung  des Aufiraggebers  aushändigen,  es sei denn,
dass eine  gesetzliche  Vetpflk:htung  hierzu  bestehl

(4) Der Aufiragnehmer  ist datenschutzrechtlich  Verantworklicher  im
Sinne der Datenschutz-Grundvetordnung  (,,DSGVO")  hinsichtlich  aller  im
Rahmen  des Auftrages  verarbeiteter  personenbezogenen  Daten.  Der
Auftragnehmet  ist daher  beTugt, ihm  anvertraute  personenbezügene
Daten im Rahmen  der Grenzen  des Auffrages  zu verarbeiten.  Dem
Auftragnehmer  uberiassene  Materialien  (Papier  und Datenträger)  werden
grundsätzlich  nach Beendigung  der  diesbezüglichen  Leistungserbringung
dem Auftraggeber  üder  an vom Auftraggebet  namhaft  gemachte  [)ritte
übergeben  oder  wenn  dies gesondert  vereinbart  ist vüm Auftragnehmer
verwahrt  oder  vernichtet.  Det Aufüagnehmer  ist berechtigt  Kopien  davün
aufzubewahren  soweit  et diese zur ürdnungsgemäßen  Dokumentation
seiner  Leistungen  benötigt  oder es rechtlich  geboten  oder  berufsüblich
ist

(5) Sofern  det Aufkragnehmer  den Auflraggeber  dabei  unterstützt,  die
den Auftraggebet  als datenschutzrechtlich  Veiantwortlichen  treffenden
Pflichten  gegenüber  Bettoffenen  zu erTüllen, so ist det Auftragnehmer
betechtigt,  den  entstandenen  tatsächlichen  Aufwand  an den Auffraggeber
zu verrechnen.  Gleiches  gilt, für den Aufwand  der für Auskunfte  im
Zusammenhang  mit dem AufüagsvetMltnis  anföllt,  die nach Entbindung
von der Verschwiegenheitspflicht  durch den Aufüaggeber  gegenüber
Dritten  diesen  Dritten  erteilt  wetden.

9. Rücktritt  und Kündigung  (,,Beendigung")

(1) Die Erklarung  der Beendigung  eines Aufüags  hat st.hriftlich  zu
efülgen  (siehe  auch  Punkt.  4 (4)  und  (5)).  Das  Erlöschen  einer
bestehenden  Vollmacht  bewirkt  keine  Beendigung  des Auftrags.

(2) Soweit  nicht etwas  andetes  schriftlich  vereinbart  üder  gesetzlich
zwingend  vorgeschrieben  ist, können  die Verttagspartner  den Verttag

lederzeit  mit süfürtiger  Wkkung  beendigen.  [)er  Hünüraranspruch
bestimrm  sich nach  Punkt  11.

(3) Ein Dauerauffrag  ( befösteter  oder  unbefristeter  Auftrag  über,  wenn
auch nicht  ausschließlich,  die Etbringung  wiederholter  Einzelleistungen,
auch mit Pauschalvergütung)  kann  allerdings,  soweit  nichts  andetes
schrifflich  vereinbart  ist, ühne Vorliegen  eines wichtigen  Grundes  nur
ufüet Einhaltung  einer  Ftist  von drei  Monaten  (,,Beendigungsftisf')  zum
Ende sines  Kalendermonats  beendet  wetden.

(4) Nach  Erklätung  der  Beendigung  eines  [)auetauftrags  -  sind.
soweit  im Folgenden  nicht abweichend  bestimmt.  nur jene einzelnen
Wetke  vom  AuTtragnehmer  ntx.h  fertigzustellen  (verbleibender
Auftragsstand),  deren  vollständige  Ausführung  innethalb  det
Beendigungsfrist  (grundsätzlich)  müglich  ist, soweit  diese  innerhalb  eines
Münats  nach Beginn  des Laufs det Beendigungsfrist  dem Auftraggeber
schriftlich  im Sinne  des Punktes  4 (2) bekannt  gegeben  werden.  Det
verbleibende  Aufüagsstand  ist inneföalb  det Beendigungsfrist  fertig zu
stellen,  sofern  samtliche  eforderlichen  Untetlagen  rechtzeitig  zur
Verfügung  gestellt  wetden  und soweit  nicht  ein wichtiger  Grund  vtxliegt,
der dies  hindert.

(5) Wären  bei  einem  [)auetauftrag  mehr  als  2 gleichartige,
üblicherweise  nur  einmal  jahrlich  zu  erstellende  Wetke  (z.B.
Jahresabschlüsse,  Steuererklärungen  etc.)  fertig  zu stellen,  so zählen  die
iiber  2 hinaus  gehenden  Werke  nur bei ausdrucklichem  Einverstandnis
des  AuTtraggebers  zum  vetbleibenden  Auftragsstand.  Auf  diesen
Umstand  ist der Auffraggeber  in der Bekanntgabe  getnäß  Punkt  9 (4)
gegebenenfalls  ausdrucklich  hinzuweisen.

jO. Beendigung  bei Annahmeverzug  und untetlassener  Mitwirkung  des
Auffraggebers  und techtlichen  Ausffihrungshindernissen

(1) Kümmt  der  Auftraggeber  mit  der  Annahme  der  vom
Auftragnehmer  angebotenen  Leistung  in Verzug  üder untedässt  det
Auftraggeber  eine  ihm nach  Punkt  2. oder  sünst wie  obliegende
Mltwirkung.  so  ist det  Auffragnehmer  zut  fristlosen  Beendigung  des
Vertrages  betechtigt  Gleiches  gilt, wenn det Aufttaggebet  eine (auch
teilweise)  Durchführung  des Auftrages  verlangt,  die, nach begründetem
Dafürhalten  des  Auftragnehmets,  nicht  det  Rechtslage  odet
berufsublichen  Grundsätzen  entspricht  Seine  Honoraransprüche
bestimmen  sich nach Punkt  1L Annahmeverzug  süwie  unterlassene
Mitwirkung  seitens  dss  Auftraggebers  begründen  auch  dann  den
Anspruch  des  Auffragnehmers  auf  Etsatz  der  ihm  hiemurch
entstandenen  Mehraufwendungen  sowie des verursachten  Schadens,
wenn  der  Auftragnehmer  von seinem  Kündigungstecht  keinen  Gebrauch
macht

(2) Bei Verträgen  über  die Führung  der Bücher,  die Vornahme  der
Persünalsachbearbeitung  odet Abgabenverrechnung  ist eine  fristlose
Beendigung  durch  den Aufttagnehmer  gemäß  Punkt  üO (1) zulässig,
wenn der Aufttaggeber  seiner  Mitwirkungspflicht  gemäß  Punkt  2 (1)
zweimal  nachweislich  nicht  nachkümmt.

S L Honoraranspruch

(1) Unterbleibt  die Ausfuhrung  des Aufirages  (z B. wegen  Rticktriti
oder  Kündigung),  so gebührt  dem  Auffragnehmer  gleichwohl  das
vereinbarte  Entgelt  (Hünorar),  wenn  er zur  Leistung  bereit  war  und dutch
umstände,  deren Ursache  auf Seiten  des Aufttaggebers  liegen,  ein
bloßes Mitverschulden  des Auftragnehmers  bleibt  diesbezüglich  außer
Ansatz,  daran gehindett  würden  ist: der Auftragnehmer  braucht  sich in
diesem  Fall nicht anrechnen  zu  lassen,  was  er dutt.h anderweitige
Verwendung  seiner  und seiner  Mitarbeiter  Arbeitskraff  erwirbt  oder  zu
erwerben  unterlässt.

(2) Bei  Beendigung  eines  Daueraufüags  gebiihrt  das  veteinbarke
Entgelt  für den verbleibenden  Auffragsstand,  sofern  er fertiggestellt  wird
oder  dies  aus  Gründen,  die  dem  Aufftaggeber  zuzurechnen  sind.
unterbleibt  (auf  Punkt  1L  (1)  wird  verwiesen).  Vereinbarte
Pauschalhonorare  sind gsgebenenfalls  zu aliquotieten.

(3) Untetbleibt  eine  zut  Ausfuhrung  des  Werkes  efordediche

Mitwirkung  des Auftraggebets,  so ist der Aufkragnehmet  aut.h berechtigI
ihm zur Nachholung  eine angemessene  Frist  zu setzen  mit der  Erklärung,
dass nach Truchtlüsem  Versfteichen  der Frist  det  Vertrag  als aufgehoben
gelte,  im Übtigen  gelten die Folgen  des Punkt  jL  (1).

(4) Bei  Nichteinhaltung  der Beendigungsfrist  gemäß  Punkt  9. (3)
durch den Auftraggeber,  süwie bei Vettragsauflösung  gemäß  Punkt  10.
(2) durch  den Aufüagnehmet  behält der Aufüagnehmer  den  vollen
Honoraranspruch  fü+ drei Monate.

12. Honorar

(1) Sofern  nicht ausdrucklich  Unemgeltlichkeit  vereinbart  ist, wird
jedenfalls  gemäß  § 1ü04  und  § 1152  ABGB  eine  angemessene
Entlühnung  geschuldet.  Höhe  und  Art  des  Honoraranspruchs  des
Auftragnehmets  ergeben  sich  aus  dei  zwischen  ihm  und  seinem
Auftraggeber  getroffenen  Veteinbarung.  Sofern  nicht nachweislich  eine
andere  Vereinbarung  getroffen  wurde  sind Zahlungen  des Auftraggebers
immer  auf die älteste  Schuld  anzurechnen

(2) Die  kleinste  verrechenbare  Leistungseinheit  beträgt  eine
Viertelstunde.

(3) Auch  die Wegzeit  wird im ntitwendigen  llmfang  verrechnet.



(4) Das Aktenstudium  in det eigenen  Kanzlei,  das  nach Att und
Umfang  zur Vürbereitung  des Auftragnehmets  nütwendig  ist, kann
gesondett  verrechnet  wetden.

(5) Erweist  sich  durch  nachträglich  hervorgekommene  besondere
Umstände  oder auf Grund besünderer  Inanspruchnahme  durch  den
Auftraggeber  ein bereits  vereinbarkes  Entgelt  als unzuteichend,  so hat
der Auftragnehmer  den Aufüaggeber  darauf  hinzuweisen  und  sind
Nachverhandlungen  zur  Vereinbarung  eines  angemessenen  Entgelts  zu
f(imen  (auch  bei unzureichenden  Pauschalhonoraren).
(6) Der  Auftragnehmet  verret.hnet  die  Nebenkosten  und  die
umsatzsteuer  zusätzlich  Beispielhaft  aber  nicht  abschließend  im
Fülgenden  (7) bis (9):

(7) Zu den verrechenbaren  Nebenküsten  zählen  auch belegte  oder
pauschalierte  Barauslagen,  Reisespesen  (bei Bahnfahrten  1. Klasse),
Diäten,  Kilometergeld,  Kopietküsten  und ähnliche  Nebenkosten

(8) Bei besonderen  Haftpflichtversicherungserfordernissen  zählen  die
betreffenden  Versicherungsprämien  (inkl. Versicherungssteuer)  zu den
Nebenküsten.

(9) Weiters  sind  als Nebenkosten  auch  Personal-  und
Sachaufwendungen  für die  Erstellung  von  Berichten,  Gutachten  uä
anzusehen.

(10)  Für die Ausführung  eines Auftrages,  dessen  gemeinschaföiche
Etledigung  mehreren  Auftragnehmern  überfragen  worden  ist, wird von
jedem  das seiner  Tatigkeit  entsprechende  Entgelt  verrechnet

(11)  Entgelte  und  EntgeRvorschüsse  sind  mangels  anderer
Veteinbarungen  sofort  nach deren schrifüicher  Geltendmachung  fällig
Für Entgeltzahlungen,  die später  als 14 Tage nach Fälligkeit  geleistet
werden,  können  Verzugszinsen  vetrechnet  wetden  Bei beiderseitigen
umernehmergeschäften  gelten Verzugszinsen  in der in § 456 1. und 2.
Satz uGB  festgelegten  Höhe.

(12)  Die Vetjährung  richtet  sich nach § 1486  ABGB  und beginnt  mit
Ende der Leistung  bzw. mit späteret,  in angemessener  Frist efolgter
Rechnungslegung  zu laufen.

(13)  Gegen  Rechnungen  kann  innerhalb  von  4 Wochen  ab
Rechnungsdatum  schrifflich  beim  Auftragnehmer  Einspruch  erhoben
wetden.  Andemfalls  gilt die Rechnung  als anerkannt.  Die Aufnahme  einer
Rechnung  in die Bücher  gilt  jedenfalls  als Anerkenntnis.

(14)  Auf  die Anwendung  des § 934 ABGB  im Sinne  des § 351 UGB,
das ist die Anfechtung  wegen  Verkürzung  über  die Hälfie  für Geschäfle
ufüer  Unternehmem,  wltd  verzichtet.

(15)  Falls  bei Aufträgen  betteffend  die  Fühtung  der  Büchet,  die
Vomahme  der Personalsachbearbeifüng  oder  Abgabenverrechnung  ein
Pauschalhonorar  vereinbart  ist, so  sind  mangels  anderweitiger
schtifflicher  Vereinbarung  die Vefretungstätigkeit  im Zusammenhang  mit
abgaben-  und beitragsrechtlichen  Prüfungen  aller  Art einschließlich  der
Abschluss  vün  Vergleichen  über  Abgabenbemessungs-  oder
Beitragsgrundlagen,  Berichterstattung,  Rechtsmittelerhebung  uä
gesondert  zu honorieren.  Sofern  nichts  anderes  schriftlich  vereinbaf  ist,
gilt das Honürar  als jeweils  für ein Aufüagsjahr  vereinbark.

(16)  Die Bearbeitung  besonderer  Einzelfragen  im Zusammenhang  mit
den  im Punkt  12  (15)  genannten  Tfüigkeiten,  insbesondere
Feststellungen  über  das ptinzipielle  Vorliegen  einer  Pflichtversicherung.
erTolgt nur aufgrund  eines  besonderen  Aufftages.

(17)  Der Auffragnehmet  kann entsprechende  Vorschüsse  vetlangen
und seine (fürtgesetzte)  Tätigkeit  von der Zahlung  dieser  Vorschusse
abhängig  machen  Bei  DauerauTträgen  daf  die  Erbringung  weiterer
Leistungen  bis zur Bezahlung  fruherer  Leistungen  (sowie  allfälliger
Vorschüsse  gemäß  Satz 1) verweigert  werden.  Bei  Erbringung  von
Teilleistungen  und offener  Teilhünorierung  gilt dies  sinngemäß.

(18)  Eine Beanstandung  der Arbelten  des Auffragnehmets  berechtigl
außer bei offenkundigen  wesentlichen  Mängeln,  nicht zur  auch  nur
teilweisen  Zurückhaltung  der ihm nach Punkt  12. zustehenden  Hünürare,
sonstigen  Entgelte,  Kostenersätze  und Votschüsse  (Vergütungen).

(19)  Eine Aufrechnung  gegen Forderungen  des Aufüagnehmers  auf
Vergutungen  nach Punkt  12. ist nur mit unbestrittenen  oder  rechtskräftig
festgestellten  Forderungen  zulässig

13. Sonstiges

(1) Im Zusammenhang  mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche
Zuruckbehaltungsrecht  (§ 471 ABGB,  § 369 UGB) verwiesen:  wird das
Zuruckbehaltungsrecht  zu Unrecht  ausgeübt,  haffet  der Auftragnehmer
gtundsätzlich  gemäß  Punkt  7. aber  in Abweichung  dazu  nut bis zur  Höhe
seiner  noch üTfenen  Forderung.

(2) Der Auftraggeber  hat keinen  Anspruch  auf Ausfülgung  von  im
Zuge  der  Auftragsefüllung  vom Auffragnehmer  erstellten  Arbeitspapieren
und ähnlichen  unterlagen.  Im Falle der Auffragserfüllung  unter  Einsatz
elekttonischer  Buchhaltungssysteme  ist der Aufüagnehmer  berechtigt.
nach Übergabe  sämUicher  vom Auftragnehmer  auftragsbezogen  damit
erstellter  Daten,  für  die den Aufitaggeber  eine Aufbewahrungspflicht  trifft,
in einem  strukturierten,  gängigen  und maschinenlesbaren  Format  an den
Auftraggeber  bzw.  an den  nachfolgenden  Wirtschaffstreuhänder,  die
Daten  zu löschen.  Für die Ubergabe  dieser  Daten  in einem  strukturierten,
gängigen  und  maschinenlesbaren  Format  hat  der  Auftragnehmer
Anspruch  auf  ein angemessenes  Honorar  (Punkt  12 gilt sinngemäß).  Ist
eine  Übergabe  dieser  Daten in einem  sttukturierten.  gängigen  und
maschinenlesbaren  Format  aus besonderen  Gründen  unmeiglich  oder
untunlich,  können  diese  ersatzweise  im Vollausdruck  übetgeben  werden
Eine Honorierung  steht  diesfalls  dafür  nicht  zu.

(3) Det  Auftragnehmer  hat  auf  Vetlangen  und  Kosten  des
AuTtraggebers  alle untetlagen  herauszugeben,  die er aus Anlass  seiner
Tätigkeit  von  diesem  eföalten  hat.  Dies  gilt jedüch  nicht  für  den
Schriftwechsel  zwischen  dem Auftragnehmer  und seinem  Auftraggeber
und für die Schriftstucke,  die der Auftraggeber  in Urschrift  besitzt  und für
Schriffstucke,  die  einer  Aufbewahtungspflicht  nach  den  für  den
Aufüagnehmer  geltenden  rechtlichen  Bestimmungen  zur Verhinderung
von Geldwäsche  untetliegen  Der Aufttagnehmet  kann vün Unterlagen.
die er an den Aufüaggeber  zurückgibt,  Abschriffen  oder  Fotokopien
anTertigen.  Sind diese Untetlagen  bereits  einmal  an den AuTtraggeber
übetmittelt  worden  so hat  der  Auftragnehmer  Anspruch  auf  ein
angemessenes  Honorar  (Punkt  12. gilt  sinngemäß).

(4) Der Aufiraggeber  hat die  dem  Auftragsnehmer  übergebenen
Unterlagen  nach  Abschluss  der Arbeiten  binnen  3 Monaten  abzuhülen.
Bei Nichtabholung  übetgebenet  Llnterlagen  kann  der Auftragnehmer
nach zweimaliger  nachweislichet  Auffürderung  an den  Aufüaggeber.
übetgebene  Unterlagen  abzuholen,  diese  auf  dessen  Kosten
zurückstellen  und/oder  ein angemessenes  Honorar  in Rechnung  stellen
(Punkt  12. gilt sinngemaß)  Die weitete  Aufbewahrung  kann auch auf
Kosten des Auffraggebers  durch Dritte  erfolgen.  Der Aufüagnehmer
hafiet  im Weiteren  nicht für Folgen aus Beschädigung,  Vedust  oder
Vernichtung  der  Untetlagen.

(5) Der Aufttagnehmer  ist berechtigt,  fällige  Honoraforderungen  mit
etwaigen  Depotguthaben,  Verrechnungsgeldern,  Treuhandgeldern  üder
anderen  in seiner  Gewamsame  beflndlichen  liquiden  Mitteln  auch bei
ausdr[)cklicher  Inverwahrungnahme  zu kompensieren,  sofern  der
Aufttaggeber  mit einem Gegenanspruch  des Auffragnehmets  rechnen
musste.

(6) Zur  Sicherung  einet  bestehenden  oder  künftigen

Honorafomerung  ist der Aufftagnehmer  berechtigl  ein flnanzamtliches
Guthaben  oder  ein  anderes  Abgaben-  oder  Beitragsguthaben  des
Auftraggebers  auf ein Anderküntü  zu  ttansferieten.  Diesfalls  ist der
Auffraggeber  vom erTolgten Ttansfer  zu veiständigen.  [)anach  kann der
sichergestellte  Betrag  entweder  im Einvemehmen  mit dem Auffraggeber
oder  bei Vollstreckbarkeit  der  Hüntitarforderung  eingezogen  werden.

j4.  Anzuwendendes  Recht,  Efüllungsort,  Getichtsstand

(1) Fur  den  Auftrag,  seine  [)urchfuhrung  und  die  sich  hieraus
etgebenden  Ansprüche  gilt ausschließlich  österreichisches  Recht  unter
Ausschluss  des nationalen  Verweisungsrechts.

(2) Erfüllungsort  ist der  Ort der  beruflichen  Niederlassung  des
Auftragnehmers.

(3) Gerichtsstand  ist  -  mangels  abweichender  schriftlicher
Veteinbarung  -  das sachlich  zuständige  Geticht  des Efullungsortes.



ll. TEIL

15 Ergänzende  Bestimmungen  fürVerbrauchergescMfte

(1) Für Vetträge  zwischen  Wirtschaffstreuhändem  und Verbtauchem
geRen die zwingenden  Bestimmungen  des Konsumentenschutzgesetes.

(2) Det Auffragnehmer  haftet  nur für vorsätzliche  und grob  fahrlässig
verschuldete  Verletzung  der übernommenen  Verpflichfüngen.

(3) Anstelle  der im Punkt  7 Abs 2 normierten  Begrenzung  ist auch  im
Falle grober  Fahrlässigkeit  die Ersatzpflicm  des AuTtragnehmets  nicht
begrenzt

(4) Punkt  6 Abs  2 (Frist  für Mängelbeseitigungsanspruch)  und Punkt  7
Abs 4 (Geltendmachung  der Schadenersatzanspriiche  innerhalb  einer
besUmmten  Ft1st) gilt nicht.

(5) Rücktritfsrecht  gemäß  § 3 KSchG'

Hat der  Verbtaucher  seine  Vetttagsetklarung  nicht  in den  vom
Auffragnehmet  dauernd  benützten  Kanzleiräumen  abgegeben,  so kann
er vün seinem Verfragsantrag  oder vom Vertrag  zurucktteten.  Dieser
Rucktritt  kann bis zum Zustandekommen  des Vertrages  üder danach
binnen  einet  Woche  erklart  wetden  die Ftist  beginnt  mtt der  Ausfolgung
einer urkunde,  die  zumindest  den  Namen  und  die  Anschrift  des
Auftragnehmers  sowie  eine Belehrung  uber das Rücktriffsrecht  emMlt,
an den Verbtauchet,  frühestens  jedoch  mit dem Zustandekommen  des
Vertrages  zu laufen.  [)as  Rt)t.ktrittsrecht  steht  dem Verbraucher  nicht  zu,

4 wenn  er  selbst  die  geschäffliche  Verbindung  mit  dem
AuTtragnehmer  oder dessen  Beauftragten  zwecks  Schließung  dieses
Vettrages  angebahnt  hal

2. wenn  dem  Zustandekommen  des  Vetttages  keine
Besprechungen  zwischen  den  Beteiligten  üder  ihren  Beaufüagten
vorangegangen  sind oder

3. bei Verttagen,  bei denen  die beiderseitigen  Leistungen  soTürk
zu erbtingen  sind, wenn  sie ublicherweise  von Auftragnehmern  außerhalb
ihter  Kanzleiräume  geschlossen  wetden  und das vereinbarte  Emgelt  € 15
nicht  übersteigt.

Der Rtyckttitt  bedarT zu seiner  Rechöswirksamkeit  der SchtiTtform.  Es
genügt,  wenn  der  Verbtaucher  ein  Schtiflstück,  das  seine
Vertragserklätung  oder  die  des  Aufttagnehmers  enthält,  dem
AuTtragnehmet  mit einem  Vermetk  zurückstellt,  der erkennen  lässt, dass
det Verbraucher  das Zustandekommen  üder die Aufrechterhaltung  des
Vettrages  ablehnt  Es genugt,  wenn  die Erklärung  innerhalb  einer  Wüche
abgesendet  wird.

Tritt  det  Vetb+auchet  getnäß  § 3 KSchG  vom Vettrag  zurück,  so hat Zug
um Zug

1. der  Auftragnehmer  alle  empTangenen  Leistungen  samt
gesetzlichen  Zinsen  vom Empfangstag  an zurückzuerstatten  und den
vom Verbraucher  auf die Sache  gemachten  notwendigen  und nützlichen
Aufwand  zu etsetzen.

2. der Verbraucher  dem AuTtragnehmer  den Wett  der Leistungen
zu verguten,  soweit  sie ihm zum klaren und überwiegenden  Vorteil
geteichen.

Gemäß  § 4 Abs 3 KSchG  bleiben  Schadenersatzanspruche  unberuhrt

(6) Kostenvoranschläge  gemäß  § 5 KSchG:

Fur die Etstellung  eines Kostenvoranschlages  im Sinn des  § 1170a
ABGB durch den Auftragnehmet  hat der Verbraucher  ein Efügelt  nur
dann zu zahlen,  wenn er vüföer  auf diese  Zahlungspflicht  hingewiesen
worden  ist

Wird dem Verfrag  ein Küstenvoranschlag  des Auftragnehmers  zugrunde
gelegt, so gilt dessen  Richtigkeit  als gewähtleistet,  wenn  nicht das
Gegenteil  ausdrücklich  erklart  ist.

(7) Mängelbeseitigung  Punkt  6 wird ergänzt:

Ist der  Auftragnehmer  nach § 932 ABGB  verpflichtet,  seine  Leistungen  zu
vetbessern  üder Fehlendes  nachzutragen,  so hat er diese Pflicht  zu
efullen,  an dem Ort, an dem die Sache  übetgeben  worden  ist. Ist es für
den Verbraucher  tunlich,  die Wetke  und Ufüetlagen  vüm Aufttagnehmet
gesendet  zu erhalten,  so kann dieser  diese Ubersendung  auf seine
Gefahr  und Kosten  vürnehmen.

(8)  Gerichtsstand.AnstellePunkt14.(3)gilt:

Hat  der  Verbraucher  im Inland  seinen  Wohnsitz  oder  semen
gewöhnlichen  Aufenthalt  oder ist er im Inland beschäftigt,  so kann für
eine Klage  gegen  ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs  2 und 1C14 Abs1 JN nur

die Zustandigkeit  eines  Gerichöes  begn)ndet  werden,  in dessen  Sprengel
der  Wühnsitz,  der  gewöhnliche  Aufenthalt  oder  der  Ort der  Beschäffigung
liegt.
(9) Verträge  uber  wiederkehrende  Leistungen:

(a) Vertrags,  durch die sich der  Auftragnehmet  zu Werkleistungen
und der  Verbraucher  zu wiederholten  Geldzahlungen  verpflichten  und die
für eme unbestimrme  oder eine ein Jaht  übersteigende  Zeit  geschlossen
worden  sind, kann  der  Verbraucher  unter  Einhaltung  einer  zweimonatigen
Frlst zum Ablauf  des etsten  Jahtes,  nachher  zum AblauT jeweils  eines
halben  Jahres  kündigen

(b) Ist die  Gesamtheit  det  Leisfüngen  eine  nach  ihrer  Art
unteilbare  Leistung,  deren  UmTang  und  Preis  schon  bei  der
Vertragsschließung  bestimmt  sind, so kann der erste Kfindigungstermin
bis zum Ablauf  des zweiten  Jahres  hinausgeschoben  werden.  In sülchen
Verträgen  kann  die  Kündigungsfrist  auf  höchstens  sechs  Monate
verlängert  werden.

(c) ErTorderi  die Eff)llung  eines  bestimmten,  in lit a) genannten
Vertrages  erhebliche  AuTwendungen  des Auftragnehmers  und hat  er dies
dem  Vetbraucher  späfestens  bei  der  Veriragsschließung  bekannt
gegeben,  so können  den umsfanden  angemessene,  von den in lit. a) und
b) genannten  abweichende  Kündigungstermine  und Kündigungsfristen
vereinbart  werden.

(d)  Eine  Kündigung  des  Vetbrauchets,  die  nicht fristgerecht
ausgesprochen  worden  ist,  wird  zum  nächsten  nach  Ablauf  der
Kundigungsftist  liegenden  Kündigungstermin  wirksam.

Der AuTtragnehmer  ist ein Mitgliedsunternehmen  des PKF International
Limited-Netzwetks  und in C)sterreich  Mitglied  eines Netzwetks  gemäß
§271b  UGB  Das  Netzwerk  besteht  aus  rechtlich  unabhängigen
Mitgliedsunternehmen.  Weder  die anderen  Mitgliedsuntemehmen  ntx.h
PKF  International  Limited  sind  vetantwortlich  oder  ubernehmen  die
Haftung  fur die Tätigkeit  oder  die Beratung,  welche  der Auflragnehmer
seinen  Mandanten  zur Vefügung  stellt. Durch  die Unterzeichnung  und
Rücksendung  der beigelegten  Ausfertigung  des Aufftagsschreibens  an
uns erkennen  Sie an, dass diese andeten  Mitgliedsunternehmen  und
PKF Intemational  Limited keine Verpflichtungen  Ihnen  gegenüber  in
Verbindung  mit  der  Tätigkeit  üder  Beratung  haben,  die wir  fur  Sie von Zeit
zu  Zeit durchführen  werden  oder wir  Ihnen  auf Aufftxderung  zut
VerTügung  stellen.



Zusätzliche  Auftragsbedingungen

hinsichtlich  der

Kommunikation  mittels  elektronischer  Datenübertragung

(Internet,  e-mail,  Fax)

Als  Teil  der  Allgemeinen  Auftragsbedingungen  für  Wirtschaftstreuhandberufe,  insbesondere

zu Punkt  5., wird  zwischen  dem  Auftraggeber  und  dem  Auftragnehmer  folgendes  vereinbart:

(1) Alle  Auskünfte  und  Stellungnahmen  vom  Auftragnehmer  und  seinen  Mimrbeitern  sind  nur

dann  verbindlidi,  wenn  si  schriftlich  erfolgen  oder  sföriftlich  bestätigt  werden.  Als  schriftliche

Stellungnahmen  gelten  nur  solche,  bei denen  eine  firmenrnäßige  Unterfertigung  oder  zurnfödest

die Vertretung  durch  einen  (kollektivzeichnungsberechtigten)  Prokuristen  erfolgt.  Als  schriftlihe

Stellungnahmen  gelten  keinesfalls  Auskünfte  auf  elektronischem  Wege,  insbesondere  auch  nicht

per  e-mail.

(2) Bei  elektronisföer  Übermktlung  von  Informafönen  können  Übertragungsfehler  nicht  ausge-

schlossen  werden.  Der  Auftragnehmer  und  seine  Mitarbeiter  haften  nicht  für  Schäden,  die durch

Überrnitilungsfföler  entstehen.  Die  elektronische  Übermittlung  (inkl  Internd/  e-mail)  erfolgt

aussföließlich  auf  Gefahr  der Auföaggeber.  Dem  Auftraggeber  ist es bewusst,  dass  bei der

Nutzung  des  Internet  die Geheirnhaltung  nicht  gesichert  ist. Weiters  sind  Änderungen  oder

Ergänzungen  zu Dokumenten,  die durfö  den Auftragnehmer  übersandt  werden,  nur mit  aus-

drücklicher  Zustirnrnung  zulässig.

(3) Der  Empfang  und  die Weiterleitung  von Informationen  an den Auftragnehmer  und seine

Mitarbeiter  sind bei Verwendung  von  Telefon,  insbesondere  fö Verbindung  mit  automatischen

Anrufbeantwortungssystemen,  Fax,  e-mail  und  anderen  elektronischen  Komi'nunikationsmittefö

nichtimrner  siföergestelk.  Aufträge  und  wichtige  Infon'nationen  gelten  daher  den  Auftragnehmern

nur  dann als zugegangen,  wenn  sie auch schri'ftlich  zugegangen  sind,  es sei denn,  es wird  im

Efözelfall  der  Empfang  ausdrücklich  bestätigt  Automatische  Übermittlungs  - und Lesebestä-

tigungen  gelten  nicht  als solche  ausdrückliche  Empfangsbestätigungen.  Dies  gilt  fösbes  ondere  für

die  Übermittlung  von  Besföeiden  und  anderen  Informationen  über  Fristen.  Krkische  undwiditige

Mitteilungen  müssen  daher  per Post  oder Kurier  an den Auftragnfömer  gesandt  werden.  Die

Übergabe  von  Sföriftstücken  an Mitarbeiter  außerhalb  der Kanzlei  gilt  nichtals  Übergabe.

(4) Der  Auftragnehmer  darf  Berichte,  Gutachten  und  sonstige  schriftliche  Äußerungen  üba  die

Ergebnisse  seiner  Tätigkeit  Dritten  nur  mit  Einwilligung  des Auftraggebers  aushändiga'i,  es sei

denn,  dass  eine  gesetzliföe  Verpflihfüng  hiezu  besteht


